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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13/4 R 371/06 B 
 
L 4 RA 102/04 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 3 RA 2632/00 (SG Berlin) 
 
 
 
 
............................................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Juli 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie den Richter   Dr.  F i c h t e 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 20. Juli 2006 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 20.7.2006 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Gewährung höherer Regelaltersrente aus der Versicherung ihres ver-

storbenen Ehemanns H.-H.           B.              sowie höherer Hinterbliebenenrente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache, Divergenz und Verfahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung vom 19.10.2006 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des Sozialge-

richtsgesetzes (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Der Senat sieht gemäß § 160a Abs 4 Satz 3 Halbsatz 2 SGG von einer Begründung der Ver-

werfungsentscheidung ab. Nach dieser Vorschrift soll dem Verwerfungsbeschluss eine kurze 

Begründung beigefügt werden; hiervon kann jedoch nach Halbsatz 2 aaO abgesehen werden, 

wenn sie nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutra-

gen. Diese Voraussetzung liegt vor. 

 

Das BSG hat dem Prozessbevollmächtigten der Klägerin seit 1992 in Hunderten von Verwer-

fungsbeschlüssen in ähnlich gelagerten Verfahren die Mindestvoraussetzungen jeweils für die 

Darlegung bzw Bezeichnung der drei in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG geregelten Revisionszu-

lassungsgründe aufgezeigt (vgl zuletzt Senatsbeschluss vom 21.6.2007 - B 13 R 103/07 B). 

Dabei hat es das im Wesentlichen standardisierte Beschwerdevorbringen des Prozessbevoll-

mächtigten der Klägerin regelmäßig im Einzelnen aufgelistet und aufgezeigt, weshalb dies den 

gesetzlichen Anforderungen an die Darlegungs- und Bezeichnungslast nicht genügt. 

 

Wie in den früheren ähnlich gelagerten Verfahren hat sich der Prozessbevollmächtigte der Klä-

gerin erneut im Wesentlichen darauf beschränkt, seine rechtspolitischen Vorstellungen über 

den Inhalt des Einigungsvertrags sowie seine speziellen Ansichten über den "eigentlichen" Aus-

sagegehalt der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, des BSG und des Europäi-

schen Gerichtshofs für Menschenrechte iVm seinen eigenen sozialpolitischen Vorstellungen 

darzulegen. Eine nach den Vorgaben des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG iVm § 160a Abs 2 Satz 3 

SGG rechtskundig geordnete, schlüssige Darlegung eines Revisionszulassungsgrundes, die 

sich an den verfassungsgemäßen Vorgaben der Rechtsprechung des BSG zur Zulässigkeit 

einer Nichtzulassungsbeschwerde orientiert, hat die Klägerin nicht vorgelegt. Es ist aber nicht 

Aufgabe des Beschwerdegerichts, sich aus prozessrechtlich ungeordneten, nicht erkennbar im 

Zusammenhang mit positiven Normen des Bundesrechts stehenden Ausführungen in eigener 
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Deutung selbst herauszusuchen, was die Klägerin zu den gesetzlichen Revisionszulassungs-

gründen möglicherweise vorgetragen haben könnte. 

 

Insbesondere ist der Begründungsschrift vom 19.10.2006 keine schlüssige Darlegung zu der 

Frage zu entnehmen, weshalb das BSG im angestrebten Revisionsverfahren angesichts des 

vor dem LSG rechtshängig gewesenen Streitgegenstands sich notwendig mit den von der Klä-

gerin formulierten "Fragen", geltend gemachten "Divergenzen" oder "Verfahrensfehlern" befas-

sen müsste. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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